
Richtlinie
zur Förderung von Maßnahmen des Hochwasser- und Starkregenrisikomanagements

(FRL-HWS)
vom 01.05.2019

l. Zuwenduneszweck. RechtsCTundlage

1.1 Zuwendungszweck
Das Saarland hat ein erhebliches öffentliches Interesse an der Durchführung von präventiven
Hochwasser- und Starkregenvorsorgemaßnahmen und gewährt deshalb nach Maßgabe dieser
Richtlinie im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel und den Verwaltungsvorschriften zu § 44
Haushaltsordnung des Saarlandes (LHO) Zuwendungen für die Durchführung von Vorsorgekon-
zepten und Maßnahmen des Hochwasser- und Starkregenrisikomanagements. Durch die Gewäh-
rung von Zuschüssen an die Maßnahmenfräger soll vermieden werden, dass diesen Lasten aufer-
legt werden, die ihre Leistungsföhigkeit dauerhaft gefährden.

1.2 Rechtsgrundlage
Rechtsgrundlage für die Durchführung von präventiven Hochwasser- und Starkregenvorsorge-
maßnahmen ist u. a. das Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts (Wasserhaushaltsgesetz-
WHG). Grundlage ist ferner die Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (ABI.
L288 vom 6.11.2007, S. 27). Hochwasservorsorge und Hochwasserschutz sind dabei Teile des
Hochwasserrisikomanagements.
EinAnspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet das Ministe-
rium für Umwelt und Verbraucherschutz als Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermes-
sen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Geeenstand der Förderune

Gefördert werden Vorhaben, die in hohem Maße den Belangen des kommunalen Hochwasser- und
Sfarkregenrisikomanagements im Sinne einer wassenAnrtschaftlichen Daseinsvorsorge dienen. Dazu
zählen insbesondere die Maßnahmen zur Umsetzung des Hochwasserrisikomanagementplanes Saar-
land nach § 75 WHG, und zwar:

2. l Konzeptionelle MaJSnahmen

2.1.1 Erarbeitung von kommunalen Hochwasser- /Starkregenvorsorgekonzepten, sofern eine
Abstimmung mit der obersten Wasserbehörde erfolgt und die Karten veröfFentlicht werden.

2.1.2 Erstellung und Fortschreibung von Starkregengefahren karten (nach Prüfung des LUA).

2.1.3 Erstellung und Fortschreibung von Hochwassergefahren karten analog § 74 WHG für Gwässer
außerhalb von Risikogebieten.

2.1.4 Zeitnahe Evaluation anhand von maßnahmenrelevanten Hochwasser- und Starkregenereig-
nissen als Grundlage zur Fortentwicklung des Risikomanagements.

2.1.5 Vorplanungen im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 2.2.
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2.1.6 Aktualisierung und Fortschreibung der o.g. Konzepte, ind. Karten und Maßnahmenliste.

2.1.7 Durchführung von Hochwasseraudits zur kommunalen Hochwasser- und Starkregenvorsorge
(Z.B. DWA-Audit).

2.2 Bauliche und damit in direktem Zusammenhang stehende Maßnahmen

2.2.1 SchafFungvon Rückhalteräumen, soweit diese nicht als Ausgleichsmaßnahme nach WHG ge-
nutzt werden sollen.

2.2.2 Umsetzung von baulichen Maßnahmen, die geeignet sind, Sturzfluten bzw. Überschwemm un-
gen infolge seltener oder außergewöhnlicher Starkregenereignisse zu verringern (Verwallun-
gen, Leitdämme, Mauern und Gräben).

2.2.3 Umsetzung von baulichen Maßnahmen zur Verbesserung des Hochwasserschutzes; dies um-

fasst Hochwasserschutzmaßnahmen wie den Bau (Errichtung und Grundsanierung) von Dei-
chen, Hochwasserschutzmauern.

2.2.4 Vertiefte Überprüfungen nach DIN 19700 an Rückhalte- und Speicherbecken, Seen und Tei-
chen, sofern sie ausschließlich dem Hochwasserschutz dienen.

2.3 Hochwassersichere Nachrüstung von Heizöltanks in Überschwemmungsgebieten und in weite-
ren Risikogebieten (Hochwasserschutzgesetz II: § 78(c )WHG).

3. Ziele und Indikatoren

3.1

3.2

3.2.1

3.2.2

Ziel der Förderung

Ziel ist es, durch Unterstützung der Maßnahmentt'äger die bei Überschwemmungen infolge
Flusshochwasser oder Starkregen auftretenden Schäden nachhaltig zu verringern.
Indikatoren:

Konzeptionelle Ebene

Starkregengefahrenkarten: Erstellung in 10 Kommunen
Hochwassergefahren karten: Darstellung für Nichtrisikogebiete (150)

Hochwasser- /Starkregenvorsorgekonzepte: Erstellung in 30 Kommunen

•

•

bauliche Maßnahmenebene

Schaffung von Rückhalteräumen: Zielvolumen 100.000 m
• Zielerreichung bei der Anzahl der baulichen Maßnahmen (Nr. 2.2.2 und Nr. 2.2.3) wird vor-

gegeben durch dieAnzahl der im jeweils gültigen Hochwassemsikomanagementplan ent-
haltenen Maßnahmen. Indikator ist die Anzahl der zum Ende des jeweiligen Berichtszyklus
umgesetzten Maßnahmen.

• vertiefte Überprüfungen: 10
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3.2.3 Nachrüstung Heizöltanks
• Nachrüstung von 500 Heizöltanks pro Jahr

4. Zuwendunesempfäneer

4.1 für Maßnahmen nach Nr. 2.1 und 2.2
Gebietskörperschaften und deren Zusammenschlüsse, sowie Eigenbetriebe.

4.2 für Maßnahmen nach Nr. 2.3
Natürliche Personen

S. Zuwendunesvoraussetzuneen

5.1 Einhaltung von Grundsätzen
Maßnahmen können grundsätzlich gefördert werden, wenn sie dem öffentlichen Hochwasser-
schütz beziehungsweise der Hochwasservorsorge zuzurechnen sind. Dies schließt insbeson-
dere Objektschutzmaßnahmen von der Förderung aus.
Vorhaben nach Ziffer 2.2 müssen mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechen und werden nur gefördert, wenn sich die Notwendigkeit aus einem kommunalen
Hochwasser-/ Starkregenvorsorgekonzept ergibt, oder wenn sie Bestandteil des Hochwasser-
risikomanagementplans Saarland sind.
Ausnahmsweise können Vorhaben nach Ziffer 2.2 im Vorfeld auf ein zu erstellendes Konzept
gefördert werden, sofern dies im Einzelfall zur Abwehr erheblicher Gefahren für Leib und Le-
ben oder erheblicher Sachwerte erforderlich ist.
Voraussetzung zur Förderung von Rückhaltebauwerken ist zusätzlich der Nachweis der Wirt-
schaftlichkeitin Bezug auf die Minderung des Schadenspotenzials anhand der Nutzen-Kosten-
Betrachtung sowie das Vorliegen eines Alarm- und Bnsatzplanes.

5.2 Vorhabensbeginn
Zuwendungen werden nur für solche Maßnahmen gewährt, mit denen noch nicht begonnen
wurde oder für die noch keine anderen vertraglichen Vereinbarungen mit ähnlichem Inhalt vor-
liegen. Eine entsprechende Erklärung ist beizufügen.

Als Mäßnahmenbeginn gelten:
der tatsächliche Beginn der Arbeiten, für die eine Zuwendung beantragt wurde,
der Abschluss eines Lieferungs- oder Leistungsvertrages zur Ausführung der zu fördernden
Maßnahme.

Die Durchführung von Voruntersuchungen (insbesondere Bodenuntersuchungen) und PLa-
nungsarbeiten, die zur Bereitstellung von Antragsunterlagen für die Förderung oder für erfor-
derliche öffentlich-rechtliche Genehmigungen notwendig sind, gelten nicht als Maßnahmen-
beginn, ebenso der Grunderwerb bis 2 Jahre vor Stellung des Zuwendungsantrags.

Die Bewilligungsbehördekann in Ausnahmefällen auf schriftlichen Antrag für Maßnahmen, die
aus dringenden sachlichen oder wirtschaftlichen Gründen keinen Aufschub bis zum ErLass des
Zuwendungsbescheides dulden, die Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn erteilen.

Seite 3 von 12



Die Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn hat schriftlich durch die BewilLigungsbe-
horde zu erfolgen. Sie begründet keinen Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung und ist
nur zulässig, wenn ein förmlicher Zuwendungsantrag vorliegt, aus dem die geplante Maßnah-
me ersichtlich ist und keine fachlichen Bedenken gegen die Erteilung der Zustimmung beste-
hen.

5.3 Bagatellgrenze

Zuwendungen werden nur gewährt, wenn diezuwendungsfähigen Ausgaben bei Maßnahmen
nach Nr. 2.1 und 2.2. einen Befrag i. H. v. 5.000,00 € übersteigen.

5.4 Örtlichkeit

Es werden nur Vorhaben gefördert, die im Saarland durchgeführt werden.

5.5 erforderliche Genehmigungen
Die Vorhaben nach dieser Richtlinie werden nur gefördert, wenn zum Zeitpunkt der Antragstet-
[ung die erforderliche rechtliche Zulassung vorliegt.

5.6 Veröffentlichung

Vorhaben nach Ziffer 2.1.1 bis 2.1.3 werden nur gefördert, wenn die erstellten Karten veröf-
fentlicht werden.

Karten nach Ziffer 2.1.3 sind dem MUV und dem LUA in digitaLer Form zur Verfügung zu stet-
len.

5.7 Die Maßnahmen nach Nr. 2.3 müssen von einem Fachbetrieb nach WHG bzw. AwSV durchge-
führt werden.

6. Art. Umfane und Höhe der Zuwendune

6.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt in Form der Projektförderung.

6.2 Finanzierungsart

Die Zuwendung wird für Maßnahmen nach Nr. 2.1 und 2.2 als Anteilsfinanzierung und für
Maßnahmen nach Nr. 2.3 als Festbett-agsfinanzierung gewährt.

6.3 Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Zuschuss bzw. Zuweisung gewährt.

6.4 Bemessungsgrundlage

6.4.1 Zuwendungsfähige Ausgaben

6.4.1.i für Maßnahmen nach Nr. 2.1 und 2.2

• Kosten der notwendigen Leistungen nach der HOAI und Kosten für sonstige notwendige
Planungs- und Beratungsleistungen.
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6.4.1.2

Baumaßnahmen

• Ausgaben für notwendige Ersatzmaßnahmen, die im Zusammenhang mit wasserwirt-
schaftlichen Maßnahmen stehen.
Notwendiger Grunderwerb einschließlich Vermessung, Vermarkung, Notariat, gerichtliche

Ausgaben, Grunderwerbsteuer. Entschädigungen im Rahmen notwendiger privatrechtli-
eher Vereinbarungen.
Ausgaben in Zusammenhang mit der Organisation und Durchführung von Bürgerforen,
Workshops und Informationsveranstaltungen im Rahmen der Erstellung kommunaler

Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept (Vorbereitung, Begleitung und Moderation
durch externe Dienstleister).

• Ausgaben für die Bewerbung von Bürgerforen, Workshops und Informationsveranstaltun-
gen im Rahmen der Erstellung kommunaler Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzep-
te (z.B. Info-Faltblätter, Plakate).

Eigenarbeitsleistungen
Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfänger/ Zuwendungsempfängerinnen, je-
doch ohne den Einsatz privater Geräte und Maschinen, können in Höhe von 75 v.H. der

vom Ministerium der Finanzen und Europa festgelegten „Pauschbeträge für die Kosten ei-

ner Arbeitsstunde im höheren, gehobenen, mittleren und einfachen Dienst" als zuwen-

dungsfähig anerkannt werden. Anwendung findet der zum Zeitpunkt der Erbringung der

Bgenarbeitsleistung geltende Stunden-Pauschbetrag für den einfachen Dienst.

• Eigenleistungen können anerkannt werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:
die Bgenarbeitsleistungen müssen eindeutig abgrenzbar und dem jeweiligen Einzelprojekt
zuzuordnen sein,

a) die Bgenarbeitsleistungen müssen in unmittelbarem Zusammenhang mit der Ausfüh-
rung der geförderten Maßnahme stehen,

b) anrechenbare Eigenarbeitsleistungen (eigener Personaleinsatz) müssen alternativ auch
als zuwendungsfähige Fremdleistungen (Ausgaben) anerkannt werden können, wobei
der Einsatz eigenen Personals wirtschaftlicher sein muss als die Fremdvergabe,

c) vom Zuwendungsempfänger sind Listen zu führen, die Auskunft über die Art der er-
brachten Leistung, Ausführungstag, Namen des Ausführenden sowie dessen Unter-
schrift geben. Bei Gebietskörperschaften sind die Listen durch das kommunale Rech-
nungsprüfungsamt zu bestätigen. Sollte kein kommunales Rechnungsprüfungsamt

vorhanden sein, so sind die Listen durch den Zuwendungsempfänger oder dessen Ver-
treter, wie z. B. Ortsvorsteher, zu bestätigen,

d) die Summe der Zuwendungen darf die Summe der tatsächlichen zuwendungsfähigen
(baren) Ausgaben im haushaltsrechtlichen Sinne nicht überschreiten,

e) Arbeitsleistungen gelten nur dann als Eigenarbeitsleistungen, wenn sie durch den Zu-
wendungsempfänger/die Zuwendungsempfängerin, dessen Mitglieder oder in das
Vorhaben durch besondere schriftliche Vereinbarung eingebundene Kooperations-

partner und deren Mitglieder erbracht werden.

für Maßnahmen nach Nr. 2.3
Ausgaben für die hochwassersichere Nachrüstung von Heizöltanks (auch durch Ersatz) in
Überschwemmungs- und Risikogebieten nach dem Hochwasserschutzgesetz II (§78 (c )
WHG) entsprechend den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik.
Bauliche Maßnahmen, die das Wasser von derTankanlage fernhalten.
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Einbau zugelassener Heizöttanks mit vorschriftsmäßiger Sicherung gegen Aufschwimmen.

6.4.2 Nicht zuwendungsfähige Ausgaben

6.4.2.i bei Maßnahmen nach Nr. 2.1 und 2.2:
Maßnahmen an einzelnen Gebäuden (z.B. Objektschutz),
Betrieb und Unterhaltung von Anlagen,
Maßnahmen der Gewässerunterhaltung,

AnschafFungvon Baugeräten, Maschinen, Kraftfahrzeugen,
Kapitalbeschaffung, Verwaltung, Genehmigungsgebühren,
Generalentwässerungsptanungen beziehungsweise Kanalnetzberechnungen nach DWA A
118,

Ausgaben für Rundfunk- und Fernsehwerbung.

6.4.2.2 bei Maßnahmen nach Nr. 2.3:
Bauliche Maßnahmen, wie z. B. Zuwegungen, Türverbreiterungen usw., die nicht unmittelbar
der Hochwassersicherung dienen.

6.5 Höhe der Förderung

6.5.1 bei Maßnahmen nach Nr. 2.1.1 bis zu 90 % der zuwendungsfähigen Ausgaben,

6.5.2 bei Maßnahmen nach Nr. 2.1.2 bis Nr. 2.1.7 bis zu 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben,

6.5.3 bei Maßnahmen nach Nr. 2.2 bis zu 70 % der zuwendungsfähigen Ausgaben,

6.S.4 bei Maßnahmen nach Nr. 2.3 erfolgt eine Festbetragsförderung in Höhe von
500 € für Maßnahmen, deren zuwendungsfähige Gesamtausgaben 500 € bis i.000 € be-

tragen,

i.000 € für Maßnahmen, deren zuwendungsfähige Gesamtausgaben über i.000 € betra-
gen.

6.6 Erhöhung der Zuwendung

Eine nachträgliche Erhöhung der Zuwendung ist nur in begründeten Einzetfällen möglich, wenn im
Verlauf der Maßnahme nach der Bewilligung unvorhersehbare Erschwernisse auftreten, die nicht im
Verantwortungsbereich des Zuwendungsempfängers liegen und zusätzliche maßnahmenbezogene
Ausgaben verursachen. Die Bewilligungsbehörde mass der Ausführung der zur Erhöhung der Ausga-
ben führenden Maßnahme im Voraus zugestimmt haben. Anträge auf Erhöhung der Zuwendung sind
unverzüglich nach Eintritt der Erschwernisse schriftlich an die Bewilligungsbehörde zu richten. Bn
Anspruch auf Erhöhung der Zuwendung besteht nicht.
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7. Sonstiee Zuwendunesbestimmuneen

7.1 Ökokonto / naturschutzrechtliche EingriflRskompensation
Eine Anerkennung der geförderten Maßnahmen als Ökokonto-Maßnahme im Sinne des Erlas-
ses zur Einführung des Ökokontos im Rahmen der naturschutzrechthchen Eingriffsregelung
vom 19. Dezember 1997 (Gemeinsames Ministerialblatt Saarland vom 25. Februar 1998,S. 74

fF.) ist höchstens in Höhe des Eigenanteils des Zuschussempfängers möglich. Auf das erforder-
liche Verfahren zur Anerkennung einer Ökokonto-Maßnahme entsprechend dem v. g. Erlass
wird hingewiesen. Gleiches gilt für eine mögliche Anerkennung der geförderten Maßnahmen
als Kompensationsmaßnahmen im Rahmen der naturschutzrechtlichen EingrifFsregelung unter
Beachtung des Leitfadens Bngriffsbewertung.

7.2 Die Zuwendung wird anteilig gekürzt bzw. nicht gewährt, wenn eine (Teil-)Maßnahme ohne
Zustimmung der Bewilligungsbehörde nicht ausgeführt wird bzw. hierdurch das Zuwendungs-
ziel nicht erreicht wird.

7.3 Ansprüche, die sich aus der Zuwendung ergeben, sind, soweit im Zuwendungsbescheid nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, nicht auf Dritte übertragbar.

7.4 Der Zuwendungsempfänger/Die Zuwendungsempfängerin ist verpflichtet, unverzüglich alle
Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder das
Belassen der Zuwendung oder der sich aus der Zuwendung ergebenden Vorteile erheblich
sind, der Bewilligungsbehörde mitzuteilen.

7.5 Hinsichtlich der Unwirksamkeit, der Rücknahme oder des Widerrufes des Zu-

wendungsbescheides sowie der Erstattung und Verzinsung der Zuwendung gelten die ent-
sprechenden EU-rechtLichen Bestimmungen sowie ergänzend die §§ 48-49a SVwVfG und die
Nr. 8W zu § 44 LHO / W-P-GK.

7.6 Der Zuwendungsempfänger/Die Zuwendungsempfängerin hat innerhalb eines Zeitraumes von
12 ]ahren, gerechnet vom Eingangsdatum des Verwendungsnachweises beim Ministerium für
Umwelt und Verbraucherschutz, jede bauliche und sonstige Veränderung an der geförderten
Maßnahme vorab von der Bewilligungsbehörde genehmigen zu lassen. Für geförderten Grund-
erwerb und Entschädigungen im Rahmen von privatrechtlichen Vereinbarungen gilt diese
Zweckbindung entsprechend für einen Zeitraum von 25 Jahren. Werden innerhalb dieses Zeit-
raumes ohne diese Genehmigung andere Maßnahmen an der geförderten Maßnahme durchge-
führt, die Grundstücke veräußert und/oder nicht mehr dem Verwendungszweck entsprechend
verwendet, kann der Zuwendngsbescheid mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen wer-
den.

Eine notwendige dauerhafte Zweckbindung von Grunderwerb und privatrechtlichen Vereinba-
rungen ist durch Eintrag von dinglichen Rechten im Grundbuch zu sichern.

7.7 Bei einer Übertragung des Eigentums müssen vom Erwerber die mit der Zuwendung verbunde-
nen Verpflichtungen übernommen werden (z. B. durch Festschreibung im notariellen Kaufver-
trag). Die Übertragung des Eigentums ist der Bewilligungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Er-
folgt eine Eigentumsübertragung ohne entsprechende vertragliche Verpflichtung des Neueigen-
turners, so kann der Zuwendungsempfänger zur Rückzahlung der Zuwendung und zum Wert-
ausgleich verpflichtet werden.
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7.8

7.9

7.10

Die Maßnahme ist innerhalb des im Zuwendungsbescheid festgesetzten Bewilligungszeitrau-
mes zu vollenden. Sind Teilzahlungen möglich, erlischt der Anspruch des Zuwendungsemp-
fängers auf nicht innerhalb des Bewiltigungszeitraumes abgerufene Mittel mit Ausnahme des
Sicherheitseinbehaltes in Höhe von 5 v. H. der Zuwendung. Die Bewilligungsbehörde kann den
Bewilligungszeiü-aum in begründeten Fällen auf schriftlichen Antrag um grundsätzlich bis zu
einem Jahr verlängern.

Der Zuwendungsbescheid kann insbesondere dann ganz oder teilweise auch mit Wirkung für
die Vergangenheit widerrufen werden, wenn

der Zuwendungszweck nicht in dem geforderten Maße oder nicht
mehr mit der gewährten Zuwendung erreicht werden kann,

• das Ergebnis der Vorhabensdurchführung nicht den fachlichen Anforderungen der Bewilli-
gungsbehörde entspricht.

•

Auf die Gewährung der Landeszuwendung ist im Rahmen der Maßnahmendurchführung in
geeigneter Form hinzuweisen. Der Zuwendungsbescheid kann hierzu weitere Bestimmungen
enthalten.

8. Verfahren

8.1 Antragsverfahren

Der vollständige Zuwendungsantrag ist unter Verwendung eines von der Bewitligungsbehörde
bereitgestellten Antragsformulars vor Beginn der Maßnahme bei der Bewilligungsbehörde, Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz, -Referat A/4 - zu stellen.

Der Antrag ist mit allen Anlagen in einfacher Ausfertigung zu stellen. Dem Antrag sind beizufügen:

8.1.1 bei Maßnahmen nach Nr. 2.1

• Beschreibung von Art und Umfang der beabsichtigten Maßnahmen,
Detailliertes Angebot zum beabsichtigten Vorhaben,

• Im Falle der ZifFern 2.1.1 bis 2.1.3: Angaben des Zuwendungsempfängers zur beabsichtig-
ten Art der VeröfFentlichung

Das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz kann zur fachlichen Beurteilung des Vor-
habens weitere Unterlagen anfordern bzw. für einzelne Vorhaben von der Anforderung der Un-
terlagen ganz oder teilweise absehen.

8.1.2 bei Maßnahmen nach Nr. 2.2

eine detaillierte Maßnahmenbeschreibung (=Erläuterungsbericht), die eine fachliche Prü-
fung der Maßnahme ermöglicht.

Der wasserrechtliche Genehmigungsbescheid.
Die genehmigten Plan ungs unterlagen sowie
ein Kostenvoranschlag (Ausgabenberechnung).

•
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Diese Ausgabenberechnung ist durch Angebote oder Kostenvoranschläge und weitere für
die Beurteilung der voraussichtlichen Ausgaben erforderliche Unterlagen zu belegen. Ei-
genleistungen sind gesondert auszuweisen.
Gestattungserlaubnis in allen Fällen, in denen Maßnahmen auf einem Gelände durchge-
führt werden, das nicht dem Maßnahmenträger gehört (d. h. Angabe von Gemarkung, Flur,
Flurstück, Gestattung über mindestens 30 Jahre, Vollmacht des Eigentümers zur Durch-
führung der Maßnahme) als Einzelgestattung oder Liste.
Ggfls. sonstige für die Durchführung des Vorhabens erforderliche Genehmigungen.

Das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz kann zur fachlichen Beurteilung des Vor-
habens weitere Unterlagen anfordern bzw. für einzelne Vorhaben von der Anforderung der Un-
terlagen ganz oder teilweise absehen.

8.1.3 bei Maßnahmen nach Nr. 2.3
ein Kostenvoranschlag oder Angebot.

Das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz kann zur fachlichen Beurteilung des Vor-
habens weitere Unterlagen anfordern bzw. für einzelne Vorhaben von der Anforderung der Un-
terlagen ganz oder teilweise absehen.

8.1.4 Nach einer Vorprüfung durch die Bewiltigungsbehörde erfolgt zusätzlich für Maßnahmen nach
Nr. 2.1 und Nr. 2.2 eine fachliche (sachliche) und rechnerische Prüfung der Anträge durch die
Fachabteilung (Abt. E) bzw. durch das Landesamt für Umwelt und Arbeitsschutz (LUA).
Die Fachabteilung/das LUA prüft, ob der Zuwendungsantrag auch aus fachlicher Sichtvoll-
ständig ist, die zahlenmäßige Aufstellung sachlich und rechnerisch richtig ist, die Maßnahme
fachlich sinnvoll ist und nach dieser Richtlinie gefördert werden kann und ermittelt die voraus-
sichtlich zuwendungsfähigen Ausgaben.
Nach Abschluss der Prüfung erstellt die Fachabteilung einen entsprechenden Prüfvermerk mit
einer sich aus der Prüfung ergebenden Bewertung der Maßnahme und leitet diesen der Bewil-
ligungsbehörde zu.

8.2 Bewilligungsverfahren

8.2.1 Es gelten die einschlägigen Bestimmungen der Nr. 4 W / W-P-GK zu § 44 LHO.

8.2.2 Übersteigt das jährliche Antragsvolumen die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, so be-
hält sich das Saarland vor, im Rahmen der Anwendung von Auswahlkriterien bestimmte An-
träge abzulehnen.

8.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

8.3.1 Der Antrag auf Auszahlung ist in einfacher Ausfertigung bei der Bewilligungsbehörde zu stel-
ten. Der Zuwendungsempfänger/die Zuwendungsempfängerin muss schriftlich erklären,
dass die angegebenen zuwendungsfähigen Ausgaben tatsächlich entstanden sind oder in-
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nerhalb von 2 Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwen-
dungszwecks benötigt werden.

8.3.2 Die Bewilligungsbehörde begrenzt im Rahmen der Nr. 7 W / W-P-GK zu § 44 LHO und Nr. i
ANBest-P/ANBest-P-GK die Teilzahlungen auf 95 v. H. der Zuwendung. Die Auszahlung des
Restbetrages hängt von der Vorlage und dem Ergebnis der Prüfung des Verwendungsnachwei-
ses ab.

8.4 Verwendungsnachweisverfahren

8.4.1 Der Verwendungsnachweis ist unter Verwendung des entsprechenden Vordruckes in einfa-
eher Ausfertigung bei der Bewilligungsbehörde einzureichen und mit der Originalunterschrift
des Zuwendungsempfängers/ der Zuwendungsempfängerin zu versehen.

8.4.2 Bei Maßnahmen nach 2.3 ist die Rechnung des Fachbetriebes nach WHG bzw. AwSV mit Be-
stätigung, dass der Heizöttank im Überschwemmungsgebiet bzw. im Risikogebiet nach Hoch-
wasserschutzgesetz II liegt und hochwassersicher nachgerüstet ist, vorzulegen

8.4.3 Nach einer verwaltungsmäßigen Prüfung durch die Bewilligungsbehörde erfolgt für Maß-
nahmen nach Nr. 2.1 und 2.2 eine fachliche (sachliche) und rechnerische Prüfung der Ver-
wendungsnachweise durch die Fachabteilung.

Die Fachabteilung prüft, ob
a) der Verwendungsnachweis auch aus fachlicher Sicht vollständig ist,
b) die imZuwendungsbescheid festgesetzten zuwendungsfähigen Ausgaben tatsächlich in

der angegebenen Höhe entstanden sind,
c) der zahlenmäßige Nachweis sachlich und rechnerisch richtig ist,
d) die Maßnahme in vollem der Bewilligung zugrunde liegenden Umfang durchgeführt,
e) die Zuwendung zweckentsprechend verwendet,
f) der genehmigte Ausgabenplan eingehalten,
g) die Maßnahme nicht unerlaubt vorzeitig begonnen wurde,
h) Auflagen und andere Nebenbestimm ungen eingehalten wurden,
i) der Zuwendungszweck insgesamt erreicht wurde,
j) die Förderung auch nachträglich gerechtfertigt ist.

Hierbei genügt eine Prüfung des zahlenmäßigen Nachweises sowie des Sachberichts. Die
Maßnahmenausführung und die Originalbelege sind stichprobenartig vor Ort zu prüfen (sie-
he 10.3.3).

8.4.4 5 % aller Verwendungsnachweise werden vor Ort kontt-otLiert. Dazu werden einmal innerhalb
eines ]ahres alle Verwendungsnachweise, die eingegangen sind, der Grundgesamtheit zuge-
ordnet. Hieraus werden 5 % der Verwendungsnachweise per Zufallsauswahl gezogen. Die Zie-
hung erfolgt über das Programm ACL. Die gezogenen Fälle sind zwingend zu prüfen und dürfen
nicht ausgetauscht werden. Die Fachabteilung führt vor Ort eine umfassende Prüfung nach
dem 4-Augen-Prinzip durch und dokumentiert dies in der dafür vorgesehenen Checkliste. Sotl-
ten erhebliche Beanstandungen festgestellt werden, ist die Prüfquote im Folgejahr zu erhöhen.
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8.4.5 Nach Abschluss der Prüfung erstellt die Fachabteitung einen Prüfyermerk und leitet diesen der
Bewilligungsbehörde zu. Hierin ist u. a. die Höhe der tatsächlich zuwendungsfähigen Ausga-
ben anzugeben.

9. Abrechnungsverfahren

9.1 Übersteigen die tatsächlich zuwendungsfähigen Ausgaben den im Zuwendungsbescheid
vorläufig festgesetzten Betrag, so bleibt die Zuwendung unverändert.

9.2 Unterschreiten die nach Prüfung des Verwendungsnachweises durch die Bewilligungsbehör-
de festgestellten tatsächlich zuwendungsfähigen Ausgaben den im Zuwendungsbescheid
festgesetzten Betrag, so wird die Zuwendung gemäß Nr. 2.1 ANBest-P / ANBest-P-GK dem
sich aus dem Zuwendungsbescheid ergebenden Fördersatz entsprechend festgesetzt. Nr. 2.3
ANBest-P / ANBest-P-GK findet keine Anwendung.

9.3 Das Zuwendungsverfahren wird nach Prüfung des Verwendungsnachweises von der Bewilli-
gungsbehörde durch die Schlusszahlung abgerechnet und abgeschlossen, sofern in dieser
Richtlinie nicht etwas anderes bestimmt ist.

9.4

Ein gesonderter Abrechnungsbescheid ergeht nur,
a) wenn nach §§ 48, 49 und 49a SVwVfG bzw. Nr. 8 W zu § 44 LHO / W-P-GK zu § 44 LHO

i.V.m. Nr. 8 ANBest-P / ANBest-P-GK weitere Verfahrensschritte notwendig sind oder
b) wenn das Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung durch die Be\Afllligungsbehörde

bezüglich der Höhe der tatsächlich zuwendungsfähigen Ausgaben von den diesbezügli-
chen Angaben des Zuwendungsempfängers im Verwendungsnachweis abweicht.

Das Recht auf Rückforderung ausgezahlter Mittel aufgrund von Prüfungen durch das Ministe-
rium für Umwelt und Verbraucherschutz sowie den Rechnungshof des Saarlandes bleibt
auch nach Abschluss der Vorhaben unberührt.

Die vorgenannten Einrichtungen haben das Recht, die Voraussetzungen für die Gewährung
der Zuwendung durch Besichtigung an Ort und Stelle und durch Einsichtnahme in Bücher
und sonstige Belege entweder selbst zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und
Auskünfte einzuholen.

9.5 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis
und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die W zu § 44 LHO / W-
P-GK, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind.
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10. In-Kraflt-Treten

Diese Richtlinie tritt am 01.05.20i9 in Kraft und am 30.04.2024 außer Kraft.

Saarbrücken, den 01.05.2019

Der Minister für Umwelt und Verbraucherschutz

•^.
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Reinhold 3ost
\
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